
Die Gründe der Gier  Ein Bezahlsystem, dem das Regulativ fehlt

Die Provision – ein 
System mit Sprengkraft 

Die gegenwärtige Bankenkrise ist
nicht zuletzt einem Systemfehler

geschuldet. Handelnde in diesem Sek-
tor erhalten keinen festen monatli-
chen Betrag für den erwirtschafteten
Gewinn, sondern streichen erfolgsab-
hängige Prämien ein. Wie ein
Mensch, dessen natürliches Sätti-
gungsgefühl nicht mehr funktioniert
und viel zu viel Nahrung in sich hin-
einstopft, versuchen die Akteure, das
ihnen zur Verfügung stehende ›Spiel-

Provisionen – eine Quelle der gegenwärtigen Bankenkrise
Viele Dinge werden nicht über einen festen Betrag bezahlt. Beispielsweise un-
terscheidet sich die Krankenversicherung zweier Personen gehörig, wenn das
Einkommen sich ebenso stark unterscheidet. Auch bei der Lohnsteuer, der Kir-
chensteuer et cetrea ist dies so. Allerdings stellt sich die Frage, warum dies so
zu sein hat, schließlich sollte eine Versicherung danach bemessen werden, wel-
che Kosten diejenige Person beim entsprechenden Lebenswandel voraussicht-
lich verursachen wird. Auch die Höhe der Kirchensteuer am Lohn festzumachen
gehört schon lange abgeschafft, schließlich ist der Glaube eines Gutverdieners
nicht am Einkommen geknüpft. Abgesehen davon, dass diese Steuer, die es nur
in Deutschland und Österreich gibt, schon lange auf den Prüfstand gehört. Doch
dies ist noch lange nicht alles, was es zum Thema ›zahle, aber in Prozent‹ zu sa-
gen gibt.

1 Das Provisionssystem, das ›in Prozent‹ einen Händler für sein Handeln an der Börse entlohnt, ist
mit Schuld an Verwerfungen, die nicht nur den Finanzmarkt schwer ins Schlingern gebracht haben.
(Bild: Wikipedia)
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geld‹ in möglichst kurzer Zeit massiv
zu mehren, da dadurch auch für Sie
ein schöner Reibach abfällt. Der
adipöse Mensch betreibt Raubbau an
seinem Körper, der Zocker an seinem
Markt. Letzten Endes brechen beide,
Körper und Markt, zusammen. 

Am nicht vorhandenen ›Sättigungs-
gefühl‹ liegt eine der wesentlichen
Ursachen für den nicht funktionieren-
den Bankensektor. Abhilfe tut Not.
Ein erster Schritt zur Besserung wäre

es, das herrschende Entlohnungssys-
tem entweder abzuschaffen oder zu
deckeln. Generell sollte es verboten
sein, ein System der Entlohnung zu
installieren, das sich am Wert eines
Gutes orientiert. Warum beispiels-
weise ist eine Grunderwerbsteuer
vom Wert des Grundstückes abhän-
gig und warum kann sich der Notar
am Wert der vorgenommenen Grund-
bucheintragung orientieren, obwohl
sein Arbeitsaufwand immer gleich
ist, egal ob ein Grundstück in Bran-
denburg oder am Starnberger See
verbrieft wird?

Wie groß wäre der Aufschrei, wenn
der Bäcker den Preis seiner Brötchen
am Einkommen seiner Kunden fest-
machen würde oder das neue Auto
erst dann in den eigenen Besitz über-
geht, wenn das Vierfache des eigenen
Jahresgehalts auf den Tresen gelegt
wird? Das wäre für Geringverdiener
sicher verlockend, ist jedoch völlig
utopisch, da wohl nicht nur die Auto-
händler reihenweise pleitegehen wür-
den. In funktionierenden Märkten, in
denen starker Wettbewerb herrscht,
orientiert sich daher der Wert eines
Gutes nicht am Einkommen des Käu-
fers, sondern an den Kosten seiner
Herstellung.

Gier auf Kosten der Bürger

An den Herstellkosten hat jedoch
selbst der Staat kein Interesse und
versucht alles, um seine Einnahmen
auf Kosten seiner Bürger zu steigern.
Warum gibt es denn überhaupt eine
Grunderwerbsteuer? Sollte es denn
nicht erwünscht sein, dass sich mög-
lichst viele Bürger den Traum vom
eigenen Heim erfüllen? Wäre es
nicht besser, wenigstens die Grunder-
werbsteuer mit einem günstigen fi-
xen Betrag zu erheben, anstatt mit ir-
ren Summen dafür zu sorgen, dass
weniger Geld in der Kasse des Woh-
nungs- oder Grundstückskäufers
bleibt und ihm so das Abbezahlen der
Immobilie unnötig erschwert? 

Immerhin beträgt die Grunder-
werbsteuer je nach Bundesland zwi-
schen 3.5 bis fünf Prozent vom Kauf-
preis, was bei einem Kaufpreis von
450.000 Euro zwischen 15.750 und



22.500 Euro wären. Natürlich halten
auch noch Notare die Hände auf, ehe
die Immobilie in den eigenen Besitz
übergeht, die in der Mehrzahl der Fäl-
le danach über Jahrzehnte und unter
beachtenswerten Entbehrungen abbe-
zahlt wird. Rund ein bis zwei Prozent
sind für den Notar zu veranschlagen,
was bei 450.000 Euro Kaufpreis eine
Gebühr zwischen 4.500 und 9.000
Euro bedeutet. Es wäre mehr als ge-
recht, wenn Notare nach ihrem tat-
sächlichen Aufwand bezahlt werden,
als ihnen die Möglichkeit zu geben,
sich in unverschämter Art und Weise
am teilweise außer Kontrolle gerate-
nen Immobilienmarkt zu bereichern.

Jahr für Jahr kommt noch die
Grundsteuer hinzu, die praktisch eine
Miete für den eigenen Grund und Bo-
den ist, der bereits teuer bezahlt wur-
de. Ganz zu schweigen davon, dass
nach dem Tod des Immobilienbesit-
zers das Finanzamt neuerlich „seinen
Anteil in Prozent“ von den Erben ein-
fordert, wenn die Erbschaftssteuer-
Freibeträge überschritten werden. 

Es wäre wünschenswert, wenn der-
artige Aktivitäten unterbleiben wür-
den und vielmehr dafür gesorgt wird,
dass wieder mehr Bürger sich den
Traum vom eigenen Heim erfüllen
könnten, was nicht zuletzt zu einer
Belebung des Arbeitsmarktes führt.
Dazu gehört natürlich, die Hürde
›Grunderwerbssteuer‹ zu senken, in-
dem die Erhebung in Prozent vom
Kaufpreis aufgehoben wird. Nicht zu-

2 Ob Staat oder Notar, bei Immobiliengeschäf-
ten halten beide via Grunderwerbsteuer bezie-
hungsweise Verbriefungskosten „in Prozent“
ihre Hände weit auf. Bürger, die sich eine Im-
mobilie gönnen und für Jahrzehnte bis über bei-
de Ohren verschulden, werden über dieses Sys-
tem gnadenlos abgezockt.2

letzt die Abzüge beim Lohn führen
Monat für Monat vor Augen, dass ein
absolut ungerechtes System Besitz
vom arbeitenden Steuerzahler ergrif-
fen hat. 

Wie kann man denn nur hergehen
und beispielsweise die Beiträge für
die Krankenversicherung oder die Kir-
chensteuer „in Prozent“ vom Lohn be-
rechnen? Warum bekommt die Kirche
von einem gut Verdienenden mehr
Beiträge, als von einem weniger gut
verdienenden Kirchenmitglied? Ist der
Glaube an den Lohn gebunden und
steigert sich gar mit dem Gehalt? Ist
das gut verdienende Krankenkassen-
mitglied kränker und muss daher auto-
matisch mehr Beiträge bezahlen? In
beiden Fällen kann nur festgestellt
werden, dass dieses Verfahren absolut
ungerecht ist und unter den Begriff
›Abzocke‹ fällt. 

Da hilft es auch nicht, dass Sozialpo-
litiker von starken Schultern reden,
die mehr Last tragen können. Gerecht
wäre es, wenn jeder, wie bei der Haus-
versicherung oder der Kraftfahrzeug-
versicherung, wählen könnte, was er
für Leistungen haben möchte und
dann ein individuelles Angebot bekä-
me, das nicht den Lohn als Grundlage
hätte. 

Ein gerechteres System muss her

Ebenso ist es nicht in Ordnung, dass
sich Lohnerhöhungen nach Prozenten
berechnen. Bei einem Gutverdiener
macht dies eine ganz andere Summe

aus, als bei einem Geringverdiener.
Ein Vorstand kann sich zudem an den
erzielten Umsatzzielen erfreuen, die
ihm seinen Grundlohn um den Betrag
x, der sich in Prozent vom Umsatzziel
errechnet, aufstocken. Um es klar zu
sagen: Leistung muss sich für den
Leistungsbereiten lohnen, es geht aber
nicht an, dass der Unterschied zu ei-
nem ebenso Leistungsbereiten aus der
unteren Unternehmensebene so mas-
siv in realem Geld auseinanderfällt,
schließlich sind alle Beteiligten glei-
chermaßen am Unternehmenserfolg
beteiligt.

Um ein plastisches Bild zu bemü-
hen: es wurde mittlerweile nachge-
wiesen, dass die Nieten der Titanic
eine große Schuld am Untergang des
Luxusliners hatten, da diese reihen-
weise durch den Stoß des Eisbergs
zersprangen. Der Grund liegt im man-
gelhaften Rohmaterial, aus dem sie
gefertigt wurden. Ergo sind die An-
triebsmotoren nicht wichtiger, als der
„Rest“ eines Schiffs. Vielmehr ist bei-
des gleich wichtig, um sicher über den
Ozean zu kommen. Dies gilt auch für
Unternehmen, sollen diese nicht auf
dem rauen Markt kentern. 

Dass die Mitarbeiter ein unbezahlbar
wertvolles Kapital sind, erkennen im-
mer mehr Unternehmen. Genau diese
Unternehmen stehen jedoch im Re-
gen, wenn eine von irre gewordenen
Bankern ausgelöste Krise ihre Exis-
tenz bedroht. Den Tätern wird per
Staatshilfen geholfen, während Unter-
nehmenslenker, die sich um ihre Be-
schäftigten verdient gemacht haben,
für ihr in die Schieflage gekommenes
Unternehmen Sterbehilfe erhalten.

Verwalter als Profiteure

Von der „Bezahlung nach Wert“ profi-
tieren auch die Insolvenzverwalter un-
tergegangener Unternehmen. Dies
führt dann dazu, dass teilweise Millio-
nensummen in die Taschen der Ver-
walter wandern und die Gläubiger



sich mit einem nicht selten kümmerli-
chen Rest zufriedengeben müssen,
was wiederum diese in wirtschaftliche
Not stürzen kann und wiederum ei-
nem weiteren Insolvenzverwalter zum
Vorteil gereichen könnte. Ein unhalt-
barer Zustand, der, wie die zuvor ge-
schilderten Fälle, nach Änderung ruft.
Dass es auch anders geht, beweist das
Land Österreich. 

Dort werden Verwalter nicht nach
dem Wert des Unternehmens bezahlt,
sondern erhalten ihre Vergütung aus
dem durch die Verwertung erzielten
Bruttoerlös, was dazu führt, dass die
Gläubiger wesentlich mehr aus der In-
solvenz bekommen, als dies nach dem
Modell in Deutschland der Fall ist.
Das deutsche Recht führt nicht selten
dazu, dass das Verfahren von den In-
solvenzverwaltern als Selbstzweck
missbraucht wird und alleine der eige-
ne Vorteil im Vordergrund steht.

An den Trümmern gescheiterter
Hoffnungen laben sich auch die Schei-
dungsanwälte. Warum um alles in der
Welt muss hier ein ›Streitwert‹ zu-
grunde gelegt werden, um das Salär
für den Anwalt zu berechnen? Auch
hier gilt, dass feste Stundensätze zu
gelten haben, die auch die Mehrarbeit
des Anwalts erfassen. Viele Notver-
käufe von Immobilien müssten nicht
sein, wenn die Scheidungswilligen
nicht irre Summen auf Anwalts Tisch
legen müssten, um wieder ihres Weges
zu gehen. Besonders lebhaft wird das

›Bezahlen nach Prozent‹ bei Banken
und Versicherungen gelebt. Wer eine
Lebensversicherung abschließt oder ein
Bankdarlehen aufnimmt, bezahlt eine
Provision, die sich an der Höhe des
„Vertragswerts“ orientiert. Eine Le-
bensversicherung bringt einem Makler
etwa 2,5 Prozent Provision. 

Kein Wunder, dass „Berater“ versu-
chen, möglichst viele Verträge zu ver-
kaufen und alle Hebel und Überre-
dungskünste aktivieren, um wertmäßig
möglichst hohe Beträge auf das Ver-
tragspapier unterzubekommen. Das
Wohl des Kunden steht nur mehr selten
im Vordergrund des Handelns. Das
System der ›Bezahlung nach Wert‹ ou-
tet sich als System, das den Wert einer
Dienstleistung nicht widerspiegelt und
zum Übervorteilen von Kunden ein-
lädt.

Abgezockt und ruhiggestellt

Dies musste eine 86-jährige Kundin ei-
ner Bank feststellen, die ihr Vermögen
langfristig und sicher anlegen wollte.
Vom Bankberater wurden ihr dann In-
vestmentzertifikate angedreht, die ihm
hohe Provisionen und der alten Damen
schlaflose Nächte brachten.

Selbst der Rettungsfonds Soffin hat
mit den Tücken der Provision zu kämp-
fen. Externe Dienstleister stellten seit
Ende 2008 insgesamt über 70 Millio-
nen Euro für ihre Dienste in Rechnung.
Kein Wunder, dass sich diese Berufs-
gruppe mit spitzen Ellenbogen um der-

artige Aufträge bemüht. Besonders
die Anwaltskanzlei Mayer Brown ge-
hört zu den Gewinnern des WestLB-
Desasters. Über zehn Millionen Euro
strichen die Anwälte bisher ein. Es
wird wohl ein frommer Wunsch blei-
ben, dass das Provisionsgeschäft ir-
gendwann verboten wird, schließlich
sitzen die Interessenvertreter dieser
Kreise selbst im Bundestag.

Aus dieser Runde erschallt dann
lautstarkes Selbstlob, wenn es darum
geht, die wundersame Steigerung der
Staatseinnahmen zu erklären. Finanz-
minister Wolfgang Schäuble lässt
dann verlauten, dass dies das Ergebnis
einer weitsichtigen Politik ist, die
Einsparungen mit Wachstumsimpul-
sen verknüpft hat. Die Wahrheit ist
mitnichten bei den Regierungskünsten
strebsamer Politiker zu suchen, son-
dern ist das Ergebnis einer katastro-
phalen Preissteigerung von Energie
und Lebensmitteln. Über die Mehr-
wertsteuer wird hier über Gebühr ab-
gezockt. Es werden also Unsummen
aus den Taschen der Bürger gezogen,
die das Lächeln des Finanzministers
immer breiter werden lassen. Wer be-
hauptet, dass Wachstumsimpulse den
Steuermehreinnahmen-Effekt auslö-
sen, lenkt von den Tatsachen ab, um
nicht zugeben zu müssen, dass auch
der Staat gar nicht mehr anders kann,
als sich seine Steuern ›in Prozent‹ zu
holen, um aus den Ruder gelaufen
Ausgaben und Bankenrettungspro-
gramme zu finanzieren.

Da dieses System seinen eigenen
Tod bereits in sich trägt und in nicht
allzu ferner Zukunft scheitern wird,
besteht die Chance, den Systemfehler
beim Neuaufbau des Staatswesens zu
korrigieren, um wenigstens nachfol-
genden Generationen ein Leben ohne
Abzockerei seitens der „in Prozent“-
Profiteure zu ermöglichen.

www.weltderfertigung.de

3 Untergegangene Unternehmen oder Bauern-
höfe, die dem Insolvenzrecht unterliegen, sind
für die beauftragten Insolvenzverwalter eine Li-
zenz zum Gelddrucken, da diese ihren „Lohn in
Prozent“ vom Vermögenswert des Havaristen
erhalten. Ein Millionensalär ist durchaus immer
mal wieder drin, was angesichts mickriger Be-
träge für Gläubiger ein Skandal ist.3


